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ZEITGESPRÄCH

Kehren die alten Handelsbilanzüberschüsse 
wieder?
Deutschlands Ausfuhrsituation aus der Sicht der Praxis. Interview m it dem stellv. 
Hauptgeschäftsführer des VDMA, R olf^ 'udouard, Frankfurt/M ain

W IR T SC H A F T SD IEN ST .- Herr Au­
douard, die Außenwirtschaftssitua­
tion der Bundesrepublik Deutsch­
land hat sich im jetzt abgelaufenen 
Jahr 1965 zum erstenmal in einer 
W eise entwickelt, wie man sie vor 
wenigen Jahren nocii nicht vorher­
zusehen wagte. W ir haben von Ja ­
nuar bis Dezember letzten Jahres 
eine Importzuwachsrate von 19,8 “/o 
gehabt gegenüber einer Importzu­
wachsrate des Vorjahres von nur
13,9 V». Die Exportzuwachsrate stieg 
im Zeitraum Januar bis Dezember 
1965 lediglich um 10,5 Vo an, w äh­
rend sie im Vorjahr noch um 12,3 Vo 
gestiegen war. Daraus ergibt sich 
ein Handelsbilanzergebnis für das 
Jahr 1965 von plus 1,2 Mrd. DM ge­
genüber 6,1 Mrd. DM im Jahre 1964. 
1963 hatten wir einen UberschuB 
von ebenfalls ca. 6,1 Mrd. DM. Man 
hat diese Zahl zum Anlaß genom­
men, von einer „Wende im w est­
deutschen Export" zu reden. In die­
sem Zusammenhang hat auch Herr 
Schulz, der Vorsitzende des Außen­
handelsausschusses des VDMA, auf 
einer Pressekonferenz kürzlich vor 
einem übersteigerten Export-Opti­
mismus gewarnt. Diese Äußerung 
ist allgemein als eine W arnung auf­
gefaßt worden. Wie beurteilen Sie 
die Situation?

A U D O U A R D ;  Sie haben gesagt, 
daß man die heutige Situation vor 
einigen Jahren noch nicht hätte 
vorhersehen können. Da möchte ich 
Ihnen aber entgegenhalten, daß ge­
nau die jetzige Situation von den­
jenigen, die sidi wirklich realistisch 
und konkret mit der Materie be­
schäftigt haben und die sich nicht 
einfach in Theorien, in Strukturen 
und derartigen Dingen bewegt ha­
ben, gesehen worden ist. Man hat

immer wieder darauf hingewiesen, 
daß früher oder später der Zeit­
punkt kommen müßte, an dem diese 
Art von Handelsbilanzüberschüssen 
einmal verschwinden w ürde — 
einfach deswegen, weil die Preis­
situation sich in den letzten Jahren 
verändert hat. Ja, durch das gegen­
wärtig bestehende Lohnniveau be­
finden wir uns in einer Situation, in 
der wir gegenüber unseren haupt­
sächlichen ausländischen Konkur­
renten sogar ausgesprochen im 
Nachteil sind. Tatsache ist, daß wir 
im internationalen Vergleich die 
höchsten Löhne haben und daß wir 
elf gesetzliche Feiertage im Jahr 
haben gegenüber nur fünf oder 
sechs in den Konkurrenzländern. Das 
alles sind Faktoren, die sich fraglos 
sehr stark auswirken, und deren 
Auswirkung wir vorhergesehen 
haben.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Herr
Audouard, Sie weisen auf die Preis­
entwicklung hin. Vom Januar bis

November letzten Jahres stieg der 
Preisindex für die Export-Erzeug- 
nisse des Maschinenbaus von 120,1 
auf 121,9. In anderen Bereichen war 
die Steigerung noch geringer, im 
Stahlbau hatten wir sogar einen 
Rückgang des Preisindex, nämlich 
von 110,3 auf 109,2; in der elektro­
technischen Industrie eine Steige­
rung von lediglich 106,4 auf 108,1; 
in der feinmechanischen und opti­
schen Industrie eine Steigerung von
116,9 auf 118,9; in der Textilindu­
strie lediglich eine Steigerung von 
100,1 auf 100,6. Diese Preissteige­
rungen sind — das müssen Sie zu­
geben — so gering, daß wir nicht 
ganz verstehen, wie man vom Preis­
argument her eine Verschlechte­
rung der deutschen Ausfuhrsitua­
tion begründen kann.

A U D O U A R D :  Man sollte hier in 
der Tat nicht von Preis-, sondern 
von Kostensteigerungen sprechen. 
Zwar sind auf den M ärkten der 
W elt tatsächlich nur wenig höhere
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Preise erzielt worden. Das bedeutet 
aber nicht, daß nidit audi die Ko­
sten erheblidi gestiegen sind — und 
zwar stärker als die Preise. Mithin 
muß die Gewinnmarge eine erheb- 
lidie Einsdiränkung gefunden ha­
ben, woraus sidi das rüdiläufige In­
teresse an gewissen Exportgesdiäf-' 
ten erklären läßt.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Vielleicht 
dürfen wir die Kosten etwas ge­
nauer mit Zahlen belegen? Der 
Lohnanstieg — und um diese Ko­
sten geht es vornehmlidi — hat im 
letzten Jahr in der Bundesrepublik 
plus 8 Vo betragen, in England da­
gegen nur 5®/o. N adi dieser Zahl 
w äre die Bundesrepublik in der Tat 
sdilechter gestellt als etwa Groß­
britannien. Dodi sollte man die 
steigenden Lohnkosten nicht isoliert 
sehen. Ziehen wir einmal die Pro­
duktivitätsentwicklung mit in Be­
tracht, sieht das Bild ganz anders 
aus: In England gab es lediglich 
einen Produktivitätszuwachs von 
1 bis 2*/o, in der Bundesrepublik 
dagegen einen solchen von 5 bis 
6 Vo. Auf Grund dieser Zahlen kann 
man vielleicht sogar sagen, daß die 
Bundesrepublik w e g e n  ihres Pro­
duktivitätszuwachses günstiger ge­
stellt sei als andere Länder.

A U D O U A R D ; D a s  ist sicherlich in 
den einzelnen Branchen sehr unter­
schiedlich. Derartige globale Zah­
len über den Produktivitätszuwachs 
sind, besonders für die Produktions­
mittelindustrie, eine gefährliche 
Sadie. Sie dürfen nicht übersehen, 
daß die Arbeitskräfte, die durch 
moderne Maschinen in den Betrie­
ben der K o n s u m  güterindustrie 
eingespart werden, in die P r o - 
d u k t i o n s mittelindustrie gehen. 
Diese Industrien sind bekanntlich 
sehr lohnintensiv. Und die lohn­
intensiv hergestellten Produktions­
mittel kommen erst den Kunden der 
Produktionsmittelindustrien zugute. 
Sie — d. h. die H ersteller von Kon­
sumgütern — sind die eigentlichen 
Nutznießer der Rationalisierungs­
effekte.

W IR T S C H A F T S D IE N S T : Wenn man 
noch mal von der Kostenentwick­
lung ausgeht, so kann man sagen, 
daß 1965 in einem internationalen 
Vergleich die USA und auch Italien 
günstiger gestellt waren als bei­

spielsweise die •Bundesrepublik. 
Trotzdem kann man feststellen, daß 
die Exportpreise der USA stärker 
gestiegen sind als unsere. W ie er­
klären Sie diese paradoxe Tatsache?

A U D O U A R D :  Ich will versu­
chen, es zu erklären, obwohl ich 
über die Fabrikationsbetriebe in 
den USA natürlich keine kompe­
tente Auskunft geben kann. Aber 
wenn es den Leuten gelungen ist, 
an der einen oder anderen Stelle 
höhere Preise zu bekommen, dann 
haben sie eben „Dusel" gehabt. Es 
gibt eine ganze Gruppe von Er­
zeugnissen, bei denen die USA 
durch ihre vorherlaufenden riesi­
gen Investitionen außerordentliche 
Preisvorteile haben. W ir müssen 
uns dodi endlich einmal von dem 
Gedanken entfernen, daß alles, was 
aus den USA kommt, teuer ist. Im 
Gegenteil; In den großen Serien — 
auch gerade auf dem Sektor Ma­
schinenbau —• gibt es etliche Zwei­
ge, in denen die' USA durch ihre 
Serienfertigung ganz eindeutig 
Preisvorteile haben. W as die italie­
nische Situation anbetrifft, so bin 
ich mir hinsiditlich der Kosten­
struktur in Italien und den Export­
preisen nicht ganz sicher.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Gestatten 
Sie eine Anschlußfrage, Herr Au- 
douard, wie steht es um die Ex- 
port-UnterstützUngs- oder Export­
förderungsmaßnahmen in den Län­
dern des Gemeinsamen Marktes 
oder auch in den Ländern, die in­
ternational m iteinander konkurrie­
ren? Ist unter diesem Blickwinkel 
der deutsche Export benachteiligt?

A U D O U A R D ;  Das ist er eindeu­
tig. Denn wir sind ja  immer päpst­
licher als der Papst, und wenn Sie 
sich die einschlägigen A rtikel des 
Rom-Vertrages durchlesen, wenn 
Sie die grundsätzlichen Vereinba­
rungen innerhalb der OECD neh­
men, wenn Sie dazu — das den Ge­
samtkomplex umfassende Regle­
ment — das GATT-Statut nehmen, 
dann gibt es eben gewisse Dinge, 
die mit allen diesen Reglements 
konform gehen, und es gibt andere, 
die zumindest zweifelhaft sind. Die 
Bundesrepublik hat sich in der Tat 
bemüht, jeweils diese Dinge bis in 
die letzte Konsequenz hinein durdi- 
zuführen, während in den anderen 
EWG-Ländern — vielleicht mit

Ausnahme von Belgien und Hol­
land — es gewisse Dinge gibt, die 
doch zumindest nach all diesen Sta­
tuten zweifelhaft sind.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Herr
Audouard, in unserem Institut un­
tersuchen wir im Augenblidc gerade 
diese Frage der Exportförderung in 
verschiedenen Industrieländern sehr 
intensiv. Und obwohl die U ntersu­
chungen noch nicht abgeschlossen 
sind, kann man als erstes Zwischen­
ergebnis sagen, daß in jedem Land, 
in dem die Frage auf das Thema 
Exportförderung kommt, der Stand­
punkt vertreten  wird: Ja, die an­
deren! Die sind viel besser gestellt. 
W i r ,  die Italiener, w i r ,  die Ja ­
paner, w i r ,  die Engländer, sind 
gegenüber den Franzosen, den 
Deutschen, den Amerikanern oder 
wem auch immer schlechter gestellt, 
w i r müssen eine stärkere Unter­
stützung haben. Das ist das eine 
Ergebnis. Insofern sind wir über 
Ihre Aussage nicht überrascht; W i r  
Deutschen sind schlechter gestellt 
als die anderen. Das andere Ergeb­
nis ist, daß man Vergleiche zwi­
schen den Exportförderungsmaß­
nahmen der verschiedenen Länder 
nur sehr schwer anstellen kann, zu­
mindest wenn es sich um quantifi­
zierbare Vergleiche handelt. Da 
kommt es dann vor, daß in dem 
Land A — sagen w ir — eine Export- 
Kreditversicherung gegeben wird, 
die quantitativ  sehr viel schöner 
aussieht als im Land B. Schaut man 
aber näher hin, dann wird man fest­
stellen, daß diese quantitativ  und 
schön zu Buch schlagende Export- 
Kreditversicherung w ieder aufge­
hoben wird durch eine besonders 
lange Karenzzeit, das heißt die Zeit, 
die zwischen dem Versicherungsfall 
und der Auszahlung der Versiche­
rungssumme besteht. Gerade solche 
langen Karenzzeiten können natür­
lich dann ein Unternehmen, das 
ohnehin in Liquiditätsschwierig­
keiten ist, an den Rand des Ruins 
bringen. W as w ir hierm it sagen 
wollen, ist, daß man das Argument, 
wir als Deutsche etwa seien im Ex­
portförderungssystem  schlechter als 
andere gestellt, doch sehr vorsich­
tig aufnehmen muß — und daß so 
eindeutige Aussagen, wie sie nicht 
nur von Ihnen, sondern von Ihren 
Kollegen in anderen EWG- oder 
OECD-Ländern gemacht werden,
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nicht in jedem Falle einen so 
eindeutigen Hintergrund haben 
können.

A U D O U A R D :  Natürlich glaubt je ­
der, daß in dem jeweils anderen 
Lande das Paradies, bei einem 
selbst aber die Hölle sei. Indessen 
möchte ich Ihnen ein ganz konkre­
tes Beispiel nennen, aus dem der 
eindeutige Vorteil der französi­
schen Industrie gegenüber der un­
seren sichtbar wird. W ir haben das 
System der Steuerrückvergütung 
bei Exporten. Wie Sie wissen, ist 
diese in Deutschland gewährte Ex­
portrückvergütung nichts anderes 
als die Vergütung der kumulativen 
Umsatzsteuer, die sich auf einem 
Erzeugnis angesammelt hat, bevor 
es exportiert wird. Beim Export 
wird also ein pauschalierter Betrag 
von 3,5 Vo abgesetzt in der Annah­
me, daß dieser pauschalierte Betrag 
tatsächlich der Belastung durch die 
kumulierte Umsatzsteuer entspricht. 
Zwar gibt es zweifellos Erzeug­
nisse, bei denen dieser in der BRD 
rückgewährte Satz zufällig der Be­
lastung entspricht. Aber wir haben 
ganz eindeutig dargetan, daß es 
eine Fülle von Erzeugnissen, ge­
rade auch in unserer Branche, im 
Maschinenbau, gibt, die fraglos eine 
h ö h e r e  Umsatzsteuerbelastung 
haben. Demgegenüber hat das fran­
zösische Erzeugnis den eindeutigen 
Vorteil, daß es beim Verlassen des 
Landes nicht einen centime Umsatz­
steuer enthält — wegen des dort 
herrschenden Systems.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : Herr
Audouard, wir sind mit diesen Ge­
danken zu den Exportförderungs­
maßnahmen bei dem Ruf nach der 
staatlichen Feuerwehr, die der In­
dustrie helfen möge, ihre Export­
situation zu verbessern, angelangt. 
Welche Maßnahmen sollten von der 
Bundesregierung ergriffen werden, 
damit die W ettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Industrie im internatio­
nalen Markt gestärkt wird?

A U D O U A R D :  Ich fürchte, daß sich 
diese Frage nicht in einigen we­
nigen Sätzen wird beantw orten las­
sen können — aus dem einfachen 
Grunde, weil hier die Struktur der 
einzelnen Industriezweige einfach 
zu unterschiedlich ist.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Könnte
man in diesem Falle vielleicht auf 
den von Ihnen repräsentierten In­
dustriezweig des Maschinenbaues 
eingehen?

A U D O U A R D :  W ir alle hier ken­
nen die Situation, wie sie sich aus 
den K apitalm arktrestriktionen er­
geben hat. Daß diese, und zwar be­
wußt, eine Erhöhung der Finanzie­
rungskosten mit sich gebracht hat, 
steht fest. Im Maschinenbau spielen 
die Finanzierungskosten ja  nicht nur 
bei der Herstellung der Erzeug­
nisse, bei Investitionen usw., eine 
entscheidende Rolle, sondern auch 
bei der tatsächlichen Durchführung 
der Geschäfte. Und wenn hier die 
Finanzierungskosten innerhalb der 
letzten zwei Jah re  — ich will jetzt 
mal absichtlich nicht übertreiben •— 
um gut und gern 15 bis 20 Vo ge­
stiegen sind, während in Frankreich 
ein Einheitssatz von 3,5 Vo besteht 
für alle über die Banque Nationale 
de Commerce Extérieur laufenden 
Refinanzierungen, wenn Großbri­
tannien ein Einheitssystem trotz 
des hohen Diskontsatzes von 5Vs Vo 
für a l l e  langfristigen Geschäfte 
hat, dann sehen Sie, was ein 
8-9 Voiger Satz für Finanzierungs- 
kosten für die deutsche W irtschaft 
ausmacht. H ier liegen tatsächlich 
große Unterschiede — zumindest im 
Anlagengeschäft.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W as
könnte der Gesetzgeber in dieser 
Lage tun?

A U D O U A R D :  Auf der letzten Mit­
gliederversammlung des VDMA ist 
kürzlich wieder sehr eindeutig ge­
sagt worden, daß wir keine Sub­
ventionen haben wollen, diese auch

niemals erbeten haben, sondern nur 
eine Gleichstellung. Ich möchte Sie 
fragen; Halten Sie den in Frank­
reich praktizierten, festgelegten
3,5 Voigen Zinssatz bei allen lang­
fristigen Exportfinanzierungen für 
eine Subvention oder nicht? — Ich 
bin zumindest der Meinung, daß es 
eine Subvention ist. Es wäre also 
naheliegend, bei uns eine Zinssub­
vention vom Staate zu verlangen. 
Das ist eine Angelegenheit, über 
die man, wenn wir noch w eiter ins 
H intertreffen gelangen, sehr ernst­
haft diskutieren muß, mit allen Kon­
sequenzen, die eine Zinssubvention 
für den gesamten Kapital- und 
Geldmarkt haben kann. Aber es 
gibt noch andere Mittel. Es gibt 
zum Beispiel den sogenannten Pla­
fond B der Bundesbank. Aus dem 
Plafond B wird mit 5 V2 V0 ohne 
W echselsteuer finanziert. Daneben 
erwähne ich die Bemühungen um 
den sogenannten Plafond C der 
Ausfuhrkredite. Es ist überhaupt 
nicht zu begreifen, warum an 
irgendwelchen Formalitäten oder 
sonstigen Dingen die Einführung 
dieses Plafonds C hapert.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Sie haben 
uns damit einen sehr konkreten 
A nsattpunkt genannt, wo etwas ge­
tan werden könnte. Vorhin aller­
dings sagten Sie uns, die 3,5Voige 
Festsetzung der Zinsen in Frank­
reich sei als eine Subvention anzu­
sehen, die Sie nie verlangen w ür­
den. W enn Sie von Angleidiung 
sprechen, verlangen Sie damit aber 
auch eine Subvention.

A U D O U A R D ;  Also, ich muß Ihnen
schon sagen, den Plafond B der 
Bundesbank als eine Subvention 
hinzustellen, hieße, das Kind mit 
dem Bade auszuschütten oder die 
Dinge rein vom Begrifflichen her zu 
sehen. Man muß sich einmal die 
Entstehungsgeschichte des Pla­
fonds B vor Augen führen; Das war 
damals der erste Ansatzpunkt für 
eine Finanzierung überhaupt. Die

4 0  F IL IA L E N  U N D  Z W E I G S T E L L E N IN  G R O S S - H A M B U R G ,  C U X H A V E N  U N D  K IE L
-  ̂  ̂ i m '  ■.... ....
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W irtsdiaft hat sidi dessen bedient, 
die W irtsdiaft ist audi ganz be­
stimmt dankbar, daß das damals 
gem adit wurde. Der Abbau des Pla­
fonds B ist — wie Sie wissen — 
aus konjunkturpolitisdien Gründen 
betrieben worden. Die konjunktu­
rellen Gründe, insbesondere die Si­
tuation der Zahlungsbilanz, beste­
hen nidit mehr. Also?! Idi will hier 
n idit die theoretisdie Frage er­
örtern, ob der Plafond B eine Sub­
vention war. In der letzten Phase 
mödite idi annehmen, kann man 
ihn durdiaus so klassifizieren. Aber 
es ist dodi nur eine kleine Anpas­
sung an Verhältnisse, wie sie in 
den USA, Großbritannien, Frank- 
reidi und Italien heute bestehen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Herr
Audouard, Sie nennen damit widi- 
tige Konkurrenzländer der deut­
sdien Industrie — Frankreidi, Groß­
britannien, Italien, USA. Man 
spridit in letzter Zeit immer mehr 
davon, daß gerade diese Länder 
verstärkt einen Exportdrive betrei­
ben. Kann man w irklidi davon aus­
gehen, daß der Exportdrive dieser 
Länder so starke Auswirkungen auf 
die deutsdie Industrie und gerade 
auf die Exportfähigkeit der deut­
sdien Industrie haben wird? Sollte 
man vielleidit differenzieren unter 
den Ländern? W ie ernst soll man 
überhaupt den Exportdrive nehmen?

A U D O U A R D :  Auf keinen Fall be- 
einträditigt der Exportdrive der an­
deren Länder die Konkurrenzfähig­
keit, soweit nidit ta tsädilid i Sub­
ventionen gegeben werden, die von 
innen her das Bild verzerren. Aber, 
daß der Exportdrive der anderen 
Länder uns unerhört zu sdiaffen 
madit, ist keine Frage. Idi bin je- 
dodi mit Ihnen der Meinung, daß 
man das etwas differenzieren muß.

Die A m e r i k a n e r ,  das wissen 
wir alle, sind vor fünf Jahren über­
haupt nodi gar nidit export-minded 
gewesen. Aber zu Ende der Eisen- 
hower-Administration haben diese 
Dinge bereits angefangen, sehr be­
wußt zu werden. Dann ist die Ken­
nedy-Administration gekommen 
und hat die Dinge völlig umge­
krempelt. Bitte nehmen Sie die Bin­
dung der gesamten Hilfeleistungen 
an Lieferungen der USA und ver­
sdiiedene andere Maßnahmen. Den­
ken Sie an den Trade Expansion

Act — obwohl der natürlich audi 
dem Inhalt nadi etwas Reziprokes 
hat. Das ist nicht einfach eine ge­
zielt nur auf die amerikanische In­
dustrie ausgerichtete Angelegenheit. 
Aber ich halte tatsädilich die psy­
chologischen Momente, den ameri­
kanischen Industriellen export-min- 
ded zu machen, für beinahe nodi 
w iditiger als die effektiven Maß­
nahmen, die getroffen worden sind. 
Sie dürfen nicht übersehen, daß die 
Amerikaner eine, wenn auch nicht 
mehr in konkreten Zahlen auszu­
drückende, doch um so realistischer 
vorhandene Präferenz in der ge­
samten westlichen Hemisphäre ha­
ben. Für meine Begriffe zeidinet 
sidi auch hier ein W iederaufleben 
der Monroe-Doktrin ab. Die A kti­
vitäten der USA im südamerikani- 
sdien Raum sind unerhört stark und 
das waren sie vor fünf Jahren de 
facto nodi nicht. W enn Sie sidi ein­
mal das statistische Bild ansehen, 
so werden Sie bestätigt finden, 
w i e aktiv die Amerikaner sind.

Dann denken Sie an G r o ß b r i ­
t a n n i e n .  Die Engländer haben 
die größten Schwierigkeiten, meiner 
Ansicht nach. Aber um so stärker 
sind ihre Ansätze in Richtung auf 
die Exportförderung. W ir hatten im 
Mai letzten Jahres ein Gesprädi mit 
den britischen Industriellen unserer 
Brandie, den Herren der British 
Federation of Mechanical Engineer­
ing Industries. Bei diesem Gespräch 
haben wir festgestellt, daß der Pro­
zentsatz der überhaupt exportieren­
den englisdien Maschinenfabriken 
wesentlidi geringer ist als bei uns. 
Bei uns können Sie praktisch unter­
stellen, daß jedes zweite Unterneh­
men der Maschinenindustrie expor­
tiert, in England vielleidit jedes 
vierte oder fünfte. Und was die 
Engländer heute tun in der Zusam­
menfassung kleinerer Firmen zu 
Exportkreisen, ist geradezu er­
staunlich. Die Virulenz des engli­
schen Angebots ist geradezu über­
raschend. W ährend wir mit einer 
gewissen natürlichen Dynamik an 
alle möglichen M ärkte herangegan­
gen sind, die wir früher nur neben­
her gemacht haben — etliche M ärk­
te des Sterlingraumes usw. —■, müs­
sen wir feststellen, daß das heute 
nidit mehr ausreicht. Dort sind die 
Engländer plötzlich aufgewadit. Ex­
port wird in Großbritannien heute

tatsächlich groß geschrieben. Das 
merken wir auf allen M ärkten. Und 
wenn man sagt, daß die USA eine 
gewisse unbesdireibbare Präferenz 
in Südamerika und M ittelamerika 
haben, so hat sie Großbritannien 
ganz bestimmt im Commonwealth.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie  sieht 
es m it dem  dritten Land, das un s 

zu  sd ia ffen  macht, aus: F r a n k ­

r e i c h ?

A U D O U A R D :  W enn wir sdion 
von Präferenzräumen spredien, so 
hat Frankreidi eine ungeheure Prä­
ferenz in den größten Teilen von 
Schwarz-Afrika. Hier liegt die Prä­
ferenz vielleicht gar nicht mal so 
sehr im tatsädilidien Preisniveau 
oder in den Exportförderungsmaß­
nahmen (die werden von den fran­
zösischen Exporteuren ja  schon als 
ein Faktum hingenommen, über das 
man nicht viel nachdenkt). W as dort 
die Hauptrolle spielt, ist das Ab­
satzproblem, die Distribution in die­
sen Ländern, ferner die Tatsadie, 
daß sie überall ihre Leute sitzen 
haben. Im übrigen aber — das sollte 
man an dieser Stelle doch erw äh­
nen •— hat sich etwas sehr Positives 
aus dieser ganzen Situation erge­
ben und auch aus der A ktivität der 
Franzosen, und das ist das europäi­
sche Konsortialgesdiäft. Das spielt 
keine kleine Rolle, und ohne Ein­
zelheiten nennen zu können, kann 
man dodi sagen, daß es heute kaum 
ein wirkliches Großgeschäft gibt, 
bei dem nicht zumindest A nstren­
gungen unternommen werden, es 
europäisch-konsortial zu machen. In 
sehr vielen Fällen hat das audi zum 
Erfolg geführt.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Ihre Aus­
führungen zu diesen drei Ländern 
zeigen, daß der Exportdrive der 
USA, Großbritanniens und Frank­
reichs den Export der Bundesrepu­
blik vor eine neue Situation stellt. 
Der deutsche Exporteur wird eine 
verstärkte Konkurrenz der W ett­
bewerber zu spüren bekommen. 
W ie nun kann sich nach Ihrer Mei­
nung der deutsche Exporteur, die 
deutsche Exportindustrie hierauf 
einstellen — sozusagen mit Maß­
nahmen einer „freiwilligen Feuer­
wehr", mit Maßnahmen also, die 
dem marktwirtschaftlichen Instru- 
m entenkasten entnommen werden 
können?
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A U D O U A R D :  Wenn Sie von
„freiwilliger Feuerwehr" sprechen, 
so ist es die verstärkte Verkaufs­
tätigkeit, die jetzt eingesetzt wer­
den muß. Daß dort noch gewisse 
Reserven vorhanden sind, steht 
außer Zweifel. Sie werden genauso 
wissen wie idi, daß sidi die deut­
sdien Industriefirmen ständig und 
in ganz dynamischer W eise um die 
Auslandsmärkte gekümmert haben. 
Aber, und das werden Sie praktisch 
bei jedem Betrieb feststellen, kon­
zentriert sich, zwar zeitlidi wedi- 
selnd, aber immerhin, das Haupt- 
gewidit des Exports auf eine ver­
hältnismäßig geringe Anzahl von 
Ländern. Wenn Sie sich die Mühe 
madien, das einmal zu untersuchen, 
werden Sie sogar feststellen, daß 
ganze Länder jeweils etwa 35 bis 
50 Vo ihres Gesamtexportgeschäftes 
mit fünf oder sechs Märkten ab­
wickeln.

W IR T SC H A F T SD IE N ST : Kann man 
in diesem Zusammenhang eine Idee 
erörtern, über die kürzlich gerade 
die Presse berichtet hat unter der 
Überschrift: „Marktuntersuchungen 
im Ausland fördern!" Sie sprachen 
gerade von der Erschließung neuer 
Räume. Das Bundeswirtsdiaftsmini- 
sterium erwartet Vorschläge und 
Anregungen aus der Wirtschaft für 
die Etatplanung für 1967, welche 
Untersuchungen finanziell von Re­
gierungsseite gefördert werden sol­
len. Wir kennen dieses System aus 
Frankreidi und den USA. Nun 
wartet man bei uns auf Vorsdiläge: 
Weldiem System könnten wir uns 
anlehnen, welches könnten wir 
übernehmen. Was halten Sie von 
diesem Vorschlag?

A U D O U A R D :  Wenn ich riditig 
unterriditet bin, ist das System der 
Franzosen und der Amerikaner ei- 
gentlidi die Abdeckung des Risikos 
der Marktforschung durch den 
Staat. Ich bin der Meinung, daß 
dieses System fraglos gut ist.

W IR T SC H A F T SD IEN ST : Dies ist 
e i n e  Möglichkeit, Marktuntersu- 
diungen, die einem verstärkten 
Auslandsgeschäft vorausgehen soll­
ten, zu fördern. Wie steht es um 
eine Marktforschung in den Fach­
verbänden der deutschen Industrie? 
Was kann ein Fachverband schon 
tun, bevor ein soldies Marktfor-

sdiungssystem von seiten der Re­
gierung in Kraft tritt?

A U D O U A R D ;  Ein Fachverband 
— mit dieser Frage haben wir uns 
natürlich beschäftigt — kann je ­
weils nur die Grundlagen für eine 
solche M arktforsdiung bieten, und 
er kann die W ege weisen, wie die 
individuelle Firma Marktforschung 
betreiben kann. W ir können zum 
Beispiel, um überhaupt ein aller­
erstes Bild zu geben, die gesamten 
Statistiken aller exportierenden In­
dustrieländer für einen bestimmten 
M arkt zusammenstellen. W ir kön­
nen das sogar in einzelnen Fällen 
aufschlüsseln bis auf verhältnis­
mäßig kleine Positionen. Aber eine 
eigentliche Marktforschung können 
wir nicht machen, weil w ir die Er­
gebnisse a l l e n  Firmen zugäng­
lich machen müßten. Damit schaden 
wir aber unter Umständen d e n  
Unternehmen, die bereits in dem 
einen oder anderen M arkt vorzüg­
lich etabliert sind. So ist zu erw ar­
ten, daß diese Firmen zu uns kom­
men und fragen: Haben Sie nidits 
Besseres zu tun als uns die Kon­
kurrenz auf den Hals zu schicken?

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  Sie schnit­
ten vorhin ein zweites Problem an, 
das absatzwirtschaftlich von Bedeu­
tung ist, nämlich das ausgebaute 
Absatzsystem einiger europäischer 
Staaten in deren traditionellen 
M arkträumen. Die W irtschaft der 
Bundesrepublik investiert ca. nur
1,5 Vo ihres jährlichen Exportwertes 
im Ausland, die Investitionen in 
Absatzorganisationen draußen mit 
eingeschlossen. Dagegen investie­
ren die USA etwa 15 Vo ihres jäh r­
lichen Exportwertes in Form von 
privaten Kapitalanlagen im Aus­
land, wobei die Absatzorganisation, 
wie wir sie ja  auch in der Bundes­
republik neben Produktionsanlagen 
finden, eine nicht unerhebliche 
Rolle spielen. W as sollte man 
einem deutschen Exporthaus emp­
fehlen? Sehen Sie vielleicht Mög­
lichkeiten in einer verstärkten Ko­
operation, also gemeinsam in Aus­
landsmärkte hinauszugehen, um 
gemeinsam auch das Risiko einer 
solchen Investition in ein Absatz­
system im Exportmarkt zu tragen?

A U D O U A R D :  Hierzu gibt es kein 
Rezept. Denn die Probleme liegen 
bei jeder Firma anders. Es kann

durchaus M ärkte geben, in denen 
überhaupt von vornherein sofort 
mit einer solchen Investition ange­
fangen werden muß, weil es anders 
gar nicht möglich ist. Es gibt aber 
auch andere Märkte, in denen man 
gleich mit der Produktion beginnen 
muß. Das sind natürlich die sdiwer- 
sten Investitionen, zu denen sich 
auch gerade der deutsche Exporteur 
am schwersten entschließt. Ich bin 
in der Tat der Meinung, daß in 
einer ganzen Anzahl von M ärkten 
es durchaus denkbar und praktisch 
durchführbar ist, daß sich hier nicht- 
konkurrierende Firmen zusammen­
schließen und den einen oder ande­
ren M arkt gemeinsam einrichten 
mit den genannten Reparaturwerk­
stätten, Ersatzteillagern und allem, 
was dazugehört.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Was könn­
te  das deutsche Bankensystem, das 
Sie vorhin erwähnten und das im 
Vergleich zum französischen und 
englischen Bankensystem im Aus­
land w eit weniger entwickelt ist, 
hierzu beitragen?

A U D O U A R D :  üb er die Haltung 
der Banken hinsichtlich der Hilfe, 
die sie für die exportierende Indu­
strie gewesen sind und künftig 
sein könnten, kann man in mancher 
Hinsicht untersdiiedlicher Meinung 
sein. W ir wollen nicht leugnen, daß 
die Banken der Industrie beim Auf­
bau des Exportgeschäftes zunächst 
wirklich sehr wirkungsvoll gehol­
fen haben. Als aber die Frage der 
Exportfinanzierung durch die lan­
gen Zahlungsziele auf dem W elt­
m arkt immer schwieriger wurde, 
haben sich die Banken mehr und 
mehr darauf zurückgezogen, zwar 
die Finanzierungsfazilitäten bis zu 
einem gewissen Grade zu schaffen, 
aber sidi in jedem Falle und mit 
absoluter Ausschließlichkeit aus je ­
dem Risiko herauszuhalten. W ir 
wissen, daß die Banken anderer 
Leute Gelder verw alten und daß sie 
daher vorsichtiger sein müssen als 
jeder andere. Und trotzdem bin ich 
der Meinung, daß in einem beschei­
denen Ausmaß eine größere W ag­
nisfreudigkeit den Banken besser 
anstehen würde als ihre heutige 
Politik, mit der sie praktisch alles, 
was überhaupt in der Richtung von 
Finanzkrediten und dergleichen auf 
uns zukommt, immer mit einer ge­
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wissen Abwehr betrachten, Idi bin 
der Meinung, daß die Banlcen bei 
aller W ürdigung ihrer Aufgaben 
mehr tun können, als sie bislang 
getan haben. Idi bin sogar der Mei­
nung, daß sie in m andier Hinsidit 
heute mehr bürokratisdien Geld­
verwaltungsstellen ähneln als wirk- 
lidien Bankiers.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Als letz­
ten Fragenkomplex möditen wir die 
Frage nadi der Nadifrageentwidc- 
lung, nadi dem Nadifragepotential 
in unseren Abnehmerländern stel­
len. Herr Sdiulz wies in seiner 
Pressekonferenz vom 4. November 
letzten Jahres darauf hin, daß wir 
von einem verm inderten Nadifrage- 
potential auf widitigen M ärkten 
auszugehen hätten. W ie sieht es 
hiermit für 1966 aus?

A U D O U A R D :  Im ganzen gese­
hen, nehmen natürlidi die Sdiwie- 
rigkeiten unserer Käuferländer in 
einem nidit unerheblidien Maß zu. 
Allerdings ist bei dem einen oder 
anderen M arkt audi eine Besserung 
festzustellen. Denken Sie nur mal 
an Länder wie Griedienland und 
Spanien, die heute eine Konjunktur 
haben, die erheblidi besser ist, als 
sie vor drei, v ier Jahren war ■— 
und dies w irkt sidi fraglos aus.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Nun sind 
natürlidi Griedienland und Spanien 
nidit gerade die großen Export­
kunden der deutsdien Industrie.

A U D O U A R D :  Nein, wenn Sie 
nadi Größenordnungen gehen, so 
klassifiziert man dodi eigentlidi in 
die EWG-Länder und in die EFTA- 
Länder, in die Entwicklungsländer, 
den Ostblock usw.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie w ür­
den Sie zum Beispiel die Situation 
in Italien für 1966 beurteilen?

A U D O U A R D :  Für Italien mödite 
ich annehmen, daß, nadidem die 
Sdiwierigkeiten der Jahre 1963 und 
1964 dodi weitgehend und unter 
großen Opfern überwunden sind, 
eine zumindest gleichbleibende Ent­
wicklung zu erw arten ist. W ir kön­
nen nidit eine w esentlidie Steige­
rung unseres Exportgeschäfts nach 
Italien erwarten. Ich glaube aber 
auch nicht, daß es berechtigt wäre, 
hier mit einem starken Rückgang 
oder dergleichen zu rechnen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Sie sind 
sehr vorsichtig, Herr Audouard. In 
der Konjunkturforschungsabteilung 
unseres Instituts ist man ausge­
sprochen optimistisch, was Italien 
anbetrifft. Bei Frankreich ist man 
es auch. W ir wissen nicht, wie man 
das gerade von Ihrer Seite sieht, 
also bezüglich der Exportaussichten.

A U D O U A R D :  Daß sich die Kon­
junktur in unseren beiden größten 
EW G-Partnerländern gar nicht ein­
mal negativ entwickeln wird im 
Jahre 1966, dazu werden Sie ent­
sprechende Anhaltspunkte haben, 
und Sie haben das ja  auch entspre­
chend studiert. Daß dies eine ge­
wisse W irkung auf unsere Gesamt­
exporte haben wird, das liegt in der 
N atur der Integration der Länder. 
W enn Sie aber mal an die Inve­
stitionsgüter allein denken, so dür­
fen Sie auf keinen Fall die In­
vestitionstätigkeit in diesen beiden 
Ländern einfach als Ausgangs­
punkt für unsere Ausfuhr von In­
vestitionsgütern dorthin nehmen. 
Denn beide Länder gehen doch 
trotz der Integration, und ich möchte 
sogar sagen, gegen den Sinn des 
Rom-Vertrages, mehr und mehr da­
zu über, ihre Investitionsgüter bei 
sich zu Hause herzustellen, in vie­
len Fällen mit der Engineering-Hilfe 
anderer Länder. Sie versuchen 
krampfhaft, die Produktion, die 
Auslastung der W erkstätten, bei 
sich zu behalten. Daher kann eine 
günstige Konjunkturentwicklung in 
diesen beiden Partnerländern nicht 
etwa parallel gesetzt werden zu 
unserer Ausfuhr.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Aber die 
Chancen — so könnte man doch 
sagen — sind keineswegs negativ 
— eher recht positiv zu beurteilen.

A U D O U A R D ;  Zwischen „nicht 
negativ" und „recht positiv" be­
steht allerdings ein Unterschied! Ich 
möchte daher wiederholen: Sie sind 
in etwa gleichbleibend. Aber für 
einen besonderen Auftrieb bei der 
Produktionsmittelausfuhr in diese 
Länder sehe ich keinen Grund.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie sieht 
es bei dem größten Exportmarkt, 
den USA, aus?

A U D O U A R D :  Die USA sind für 
uns in der Tat ein Exportmarkt von 
ständig wachsender Bedeutung. Ich

glaube, daß auch hier die Entwick­
lung verhältnism äßig gleichbleibend 
sein wird. Da wird es natürlich sehr 
davon abhängen, ob die Am erika­
ner in irgendeiner W eise ihre pro­
tektionistischen Ideen verw irkli­
chen können, oder ob sie w eiter 
einen liberalen Kurs steuern. W ir 
müssen uns darüber klar sein, daß 
die USA zwar wirklich ein großer 
M arkt sind, daß es aber unendlich 
schwer ist und immer wieder neuer 
Anstrengungen bedarf, um über­
haupt auf dem US-Markt zu ver­
kaufen.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Nun wür­
den wir allerdings meinen; Die 
Chancen, daß die USA einen pro­
tektionistischen Kurs führen, sind 
so lange gering, solange man in 
den USA mit einer ausgesprochen 
guten Konjunktur rechnet, was der 
Fall ist. Denken Sie nur an den 
Vietnam-Krieg, der die am erikani­
sche W irtschaft sehr stark ankur­
belt und der sich auch in der W eise 
auswirkt, daß man kauft, wo man 
kriegen kann. — Dürfen wir aber 
wieder auf den Ausgangspunkt des 
Gesprächs zurückkommen? Es in ter­
essiert ja  nicht allein die Entwick­
lung der Exportseite, sondern auch 
die Entwicklung der Importseite. 
W ie würden Sie die Importseite be­
urteilen? W ürden Sie mit einem 
gleichen Zuwachs rechnen, wie wir 
ihn in den M onaten Januar bis 
November 1965, nämlich 20,5"/», 
hatten?

A U D O U A R D :  Audi da bin ich 
der Meinung, daß sich die Konjunk­
tur bei uns doch erheblich verlang­
samen wird und daß mit dieser V er­
langsamung natürlich auch ein Ein­
fluß auf die Importsituation sich 
ergeben wird.

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ie beur­
teilen Sie die zu erw artenden Preis­
steigerungen?

A U D O U A R D :  Die Preissteigerun­
gen in der Bundesrepublik?

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  Ja.

A U D O U A R D :  Sind Sie so sicher, 
daß wir so erhebliche Preissteige­
rungen haben werden?

W IR T S C H A F T S D IE N S T :  W ir w er­
den sicherlich nicht viel weniger 
Preissteigerungen hinzunehmen ha­
ben als im letzten Jahr. W ir scfaät-
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zen etwa 3 Va; das ist audi die Zahl, 
die die Bundesregierung genannt 
hat.

A U D O U A R D :  Audi da werden 
die Dinge vermutlidi untersdiied- 
lidi liegen. Idi bin der Meinung, 
daß der Konkurrenzkampf auf dem 
deutsdien Markt sehr viel härter 
wird. Und es wird vermutlidi in 
den einzelnen Brandien sidi letzten 
Endes dodi ein ganz untersdiied- 
lidies Bild ergeben. Aber idi darf 
Ihnen in dem Zusammenhang ein­
mal die Einfuhrsteigerungen des 
Masdiinenbaus nennen. Die Ma- 
sdiineneinfuhr hat sidi in den elf 
Monaten 1965 immerhin um 28,2 “/o 
erhöht . . .

W IR T SC H A F T SD IE N ST ; . . .  gegen­
über . . .  ?

A U D O U A R D ;  . . .  gegenüber 12*/o 
Steigerung von 1963 auf 1964. Dar­
aus sehen Sie, wie sdiwierig die 
Situation ist. Wir sind im Masdii- 
nenbau inzwisdien sehr stattlidi 
mit der Einfuhr angewadisen. In 
den letzten zehn Jahren hat sidi die 
Einfuhr von Masdiinen verzehn- 
fadit.

W IR T SC H A F T SD IEN ST : W oran
liegt das? Liegt das an den Kosten 
und damit an den Preisen? Und 
gleidi eine Zusatzfrage: Sind nidit 
gerade auf dem Masdiinenbausek- 
tor andere Faktoren sehr viel widi- 
tiger als gerade der Preisfaktor?

W ir denken daran, daß auf dem 
Masdiinenbausektor praktisdi keine 
homogene Konkurrenzsituation be­
steht. Es ist vielfadi so, daß eine 
bestimmte Masdiine A nur bei der 
Firma A gekauft werden kann und 
nidit bei der Firma B. Und nun stel­
len wir uns mal vor, daß die Firma 
A eine ausländisdie und keine 
deutsdie ist!

A U D O U A R D :  N atürlidi gibt es 
soldie Fälle. Das hängt weitgehend 
mit der Integration zusammen. Und 
zwar meine idi jetzt nidit die poli- 
tisdien Integrationen ä la EWG 
usw., idi meine überhaupt die wirt- 
sdiaftlidie Integration. Aber zu­
nädist einmal mödite idi Ihnen sa­
gen, daß der für meine Begriffe 
e n t s c h e i d e n d e  Grund für die­
se Zunahme gewesen ist, daß sidi 
der M asdiinenbau von 1949 an auf 
den Standpunkt gestellt hat; nur 
eine liberale Importpolitik kann 
uns dienlidi sein. Glauben Sie mir: 
Diese Elemente sind von entsdiei- 
dender Bedeutung, daß überhaupt 
den ganzen M asdiinenlieferern aus 
aller W elt die sozusagen verbriefte 
und garantierte Gewähr gegeben 
ist: Idi kann jetzt durdi Jah re hin- 
durdi diesen M arkt durdiforsten 
und ihn w irklidi betreiben. Wo hat 
denn die deutsdie Industrie irgend­
wo im Ausland, einsdiließlidi der 
USA, die immer so tun, als ob sie 
sehr liberal wären, natürlidi audi 
einsdiließlidi Frankreidi, einsdiließ­

lidi Italien, einsdiließlidi England, 
von den Überseem ärkten Japan 
usw. gar nidit zu spredien — wo 
haben die deutsdien Firmen jemals 
das Klima einer völligen Liberali­
sierung gefunden? — Nirgends!

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  W ürden 
Sie hieraus irgendw eldiepolitisdien 
Konsequenzen ziehen wollen? W ür­
den Sie meinen, man sollte bei uns 
von diesem liberalen Standpunkt, 
was den Import betrifft, herunter­
gehen, oder würden Sie meinen, 
daß es besser wäre, sidi zu über­
legen, ob es nidit im Interesse der 
deutsdien M asdiinenbauindustrie 
oder überhaupt der deutsdien In­
dustrie besser wäre, zu gewissen 
Restriktionspraktiken überzugehen?

A U D O U A R D ;  Nein, Restriktions­
praktiken würden wir niemals das 
W ort reden. W ir sind nadi wie vor 
der Meinung, daß die liberale Han­
delspolitik uns sehr großen Nutzen 
gebradit hat . . .

W IR T S C H A F T S D IE N S T ;  . . .  und
audi in Zukunft bringen wird?

A U D O U A R D :  Ja. W ir tun dies 
natürlidi audi mit einem tränenden 
Auge, denn es gibt natürlidi bei 
uns Fadizweige, sogar in der Ma- 
sdiinenindustrie, die außerordent- 
lidi gesdiädigt sind durdi diese 
liberale Politik. Darüber müssen 
wir uns völlig k lar sein.

EWG-Kompromiß: Licht und Schatten
Die Ansidit ist weit verbreitet, daß die Krise der 

EWG erst am 30. 6. 1965 ausgebrodien ist. Diese 
Meinung ist unriditig. Bereits Mitte 1965 kamen näm- 

lidi widitige Entsdieidungen der EWG, beispielsweise 
zur Vollendung der Agrarfinanzierung, der Agrar­
marktordnungen und vor allem der W irtsdiaftsunion 
nicht weiter. Seit dem Ausbrudi der Krise am 30. 6. 
1965 hat sidi diese Situation allerdings versdiärft. 
Außer dem fast völligen Stodcen der Verhandlungen 
der EWG mit Drittländern ist audi der Reditssetzungs- 
prozeß innerhalb der Gemeinsdiaft stedcen geblieben. 
In der Zeit vom 30. 6. 1965 bis Januar 1966 sind Vor­
sdiläge zu 15 Verordnungen, 15 Riditlinien, 6 Entsdiei­
dungen und I Empfehlung, die alle von der EWG- 
Kommission dem Ministerrat unterbreitet wurden, 
nidit mehr weiterbehandelt worden. Die Krise hatte 
aber wenigstens etwas Gutes: Sie bradite Klarheit

über den Kern der Sdiwierigkeiten der Gemeinsdiaft, 
und zwar auf drei Gebieten:

G rundübel: D ifferenzen in  der Außenpolitil<

Immer eindeutiger stellt sidi heraus, daß die Länder 
der Gemeinsdiaft in der Zielsetzung ihrer Außen- und 
Verteidigungspolitik auseinanderklaffen. H ier ergab 
sidi insbesondere audi ein bedauerlidier Untersdiied 
in der Zielsetzung zwisdien der Bundesrepublik und 
Frankreidi. W ährend die Bundesrepublik im wohlver­
standenen Interesse ihrer Sidierheitspolitik die V er­
bindung zu den Vereinigten Staaten keineswegs ge­
fährden will, zielt Frankreidi auf das sogenannte 
„europäisdie Europa", das von den Vereinigten Staa­
ten möglidist unabhängig eine eigene Politik treiben
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soll. Es ist klar, daß diese außen- und verteidigungs­
politischen Meinungsverschiedenheiten negativ audi 
auf die EWG ausstrahlen.

Deutscher Schwerpunkt: Wirtschaftsunion

Die Bundesrepublik als Industrienation muß ein beson­
deres Gewicht darauf legen, daß das Teilgebiet „W irt­
schaftsunion" der EWG besonders weitergetrieben 
wird. Außer einigen Ansätzen in der W ettbew erbs­
politik und bei der Reditsangleidiung ist aber leider 
die W irtsdiaftsunion nicht weitergekommen. Die Be­
seitigung der W ettbewerbsverfälschungen in der Ge­
m einsdiaft blieb im Ansatz stecken. Zur Beseitigung 
dieser W ettbewerbsverfälsdiungen innerhalb der Ge­
meinschaft spielt dabei die Vereinheitlidiung der 
Steuersystem e innerhalb der EWG eine besondere 
Rolle.

Neben dem adm inistrativen Prozeß der Integration 
spielt der psychologisdie Faktor bei der Verschmel­
zung der M ärkte in der W irtschaftspraxis eine beson­
dere Rolle. Die Krise mit ihrer relativen Kürze von 
sieben M onaten hat erfreulidierweise nur in wenigen 
Fällen dazu geführt, daß Investitionen, die auf An- 
passungsmaßnahmen an den Gemeinsamen M arkt ab­
zielten, unterblieben.

Bei der Agrarunion ist im Gegensatz zu häufigen 
französisdien Behauptungen festzustellen, daß hier er­
hebliche Fortschritte erzielt werden konnten. Bezeidi- 
nend hierfür ist, daß 90 Vo aller Verordnungen der 
EWG sidi auf den A grarsektor beziehen.

Auch die Zollunion hat gute Fortschritte vor allem bei 
der Beseitigung der Zölle unter den M itgliedsländern 
gebracht. Hier sind 80®/o der Zölle inzwischen gesenkt 
worden. Im Unterschied hierzu ist die vor allem in der 
deutschen Zielsetzung eines möglichst freien W elt­
handels liegende Kennedy-Runde nicht weitergekom­
men. Es ist daher vordringlidi, daß hier möglichst bald 
das Verhandlungsmandat der Kommission erw eitert 
wird.

Risse und Gegensätze im Überbau

Mit Recht ist betont worden, daß Grundlage oder 
„überbau" einer editen Gemeinschaft der sogenannte 
„esprit communautaire" ist. Man muß heute die Frage 
stellen, wie wenig weit dieser Gemeinsdiaftsgeist ent­
wickelt wurde, wenn es möglidi war, daß ein M it­
gliedsland entgegen dem W ortlaut und dem Geist des 
Vertrages sieben Monate durdi die sogenannte Politik 
des leeren Stuhls eine Lähmung der Tätigkeit der Ge­
meinsdiaft herbeiführte.

Ein w eiteres ernstes Handikap für die Gemeinschaft 
bleibt die untersdiiedlidie, ja  gegensätzlidie Auffas­
sung über die Haltung der EWG nach außen. Bedauer- 
lidierweise sind audi hier die Antagonisten die Bun­
desrepublik und Frankreidi. W ährend die Bundesre­
publik eine möglidist weite „Öffnung" der EWG, ins­
besondere wegen ihres sehr w iditigen Handels mit den

EFTA-Ländern vertreten  muß, vertritt Frankreidi, 
wenn auch mit einer gewissen abnehmenden Stärke, 
weiterhin ein merkantilistisdi-protektionistisches Kon­
zept. Ein kürzlich ersdiienenes G utaditen des w iditigen 
französischen W irtsdiafts- und Sozialrates erklärt, daß 
eine Senkung der Zölle im Rahmen der Kennedy- 
Runde für die französische Industrie untragbar sei. Es 
wird nodi eines langen Prozesses des Umdenkens in 
Frankreidi bedürfen, bis sidi hier die Auffassungen 
mehr angenähert haben werden.

Die Kompromißlösung der Krise

Der Kompromiß zur Beendigung der EWG-Krise, der 
vor allem die Rückkehr Frankreichs nadi Brüssel 
brachte, kann folgendermaßen zusammengefaßt wer­
den: Die bisherige Verflechtung der EWG-Märkte und 
vor allem die Unterstützung des Gedankens der euro- 
päisdien Integration in einer breiten Öffentlichkeit hat 
dazu geführt, daß keine Regierung es sich leisten kann, 
die EWG „platzen" zu lassen. Auch der Gaullismus 
muß einsehen, daß er die EWG nicht beseitigen kann. 
Im Gegenteil: Sicher ist heute, daß die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft den Gaullismus politisch über­
leben wird.

Allerdings ist noch offen, ob die Verwirklichung der 
Beschlüsse von Luxemburg nicht zu einem Substanz; 
Verlust der EWG führen wird. Gerade das Nichtver­
mögen der Sechs, sich in der Frage der M ehrheitsab­
stimmung, dem eigentlichen Konzentrat einer echten 
Gemeinschaft, zu einigen, zeigt, daß hier die EWG 
auch in Zukunft dem Damoklesschwert eines eventuell 
erneuten Boykotts seitens Frankreichs nicht entronnen 
ist. Inwieweit die dynamische Kraft der EWG-Kommis- 
sion in Zukunft geschwächt werden wird, muß die 
praktische Anwendung der nunmehr revidierten Zu­
sammenarbeit zwischen ihr und dem EWG-Ministerrat, 
der eine Aufwertung erfuhr, zeigen.

Bedauerlicherweise hat die siebenmonatige Krise der 
EWG auch zu einer weiteren Schwächung des soge­
nannten Gemeinschaftsgeistes geführt. Es muß davon 
ausgegangen werden, daß alle M itgliedsländer dem 
französischen Beispiel zumindest insofern folgen w er­
den, daß sie nunmehr fast ausschließlich und ausge­
prägter als bisher beharrlich ihre nationalen Inter­
essen verfolgen und noch stärker als bisher mit Miß­
trauen um diese mit allem Nachdruck ohne Konzes­
sionsbereitschaft feilschen werden. Die Bundesrepublik 
hat besondere Interessen auf dem Gebiet der W irt­
schaftsunion. Sie wird in Zukunft stärker als bisher 
und mit einer größeren Unterstützung des Deutschen 
Bundestages darum kämpfen, daß alle Fortschritte in 
der EWG zumindest auch gleichrangig und gleichwertig 
auf dem Gebiet der W irtschaftsunion erfolgen. Inso­
fern ist in Abwandlung eines W ortes des früheren 
französischen Landwirtschaftsministers Pisani für die 
Bundesrepublik festzustellen: „W ir sind stärker als 
bisher dazu gezwungen, Erfolge in der EWG auf dem 
Gebiet der W irtschaftsunion zu erreichen."

Dr. Heinz Commer, Bonn
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